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13. 
Für die Besetzung eines Richteramtes dürfen ausschließlich Eignung, Befähigung und fachliche Leistung maßgebend sein; jegliche Art von Ämterpatronage muß ausgeschlossen sein.
Begründung: 
Es muß gewährleistet sein, daß in das Richteramt nur solche Persönlichkeiten berufen werden, die hierzu auch persönlich und fachlich voll qualifiziert sind. Jede Ämterpatronage zerstört das Vertrauen in die Unparteilichkeit des Richters. Glaubwürdigkeit und Autorität der Rechtspflege haben nur Bestand, wenn die innere Unabhängigkeit des Richters über alle Zweifel erhaben ist. Aus der Stellung des Richters gegenüber der Gesamtheit folgt, daß sowohl bei der Einstellung als auch bei der späteren Tätigkeit des Richters jegliche Bevorzugung aus politischen, religiösen oder sonstigen sachfremden Gründen ausgeschlossen sein muß.
[bookmark: ltl14]14. 
Auch in Zukunft darf nur derjenige zum Richteramt zugelassen werden, der eine qualifizierte volljuristische Ausbildung erhalten hat.
Begründung: 
Die Güte der Rechtsprechung ist in starkem Maße von der Qualität der Juristenausbildung abhängig. Deshalb ist Bestrebungen entgegenzutreten, die darauf abzielen, die volljuristische Ausbildung als zwingende Zugangsvoraussetzung zum Richteramt zu beseitigen.
Die volljuristische Ausbildung darf auch nicht durch Abbau von Ausbildungsstationen, zu kurze Ausbildungszeit und verwässerte Prüfungsanforderungen ausgehöhlt werden.
Im Gegenteil verlangt die für den Richter notwendige fachliche Qualifikation eine Verbesserung der gegenwärtigen Ausbildung. Insbesondere ist die derzeitige Dauer der Referendarzeit von zwei Jahren unzureichend; sie muß auf mindestens drei Jahre verlängert werden. Dabei ist die Ausbildung im Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit deutlich zu verstärken. Aber auch in den besonderen Gerichtsbarkeiten müssen ausreichende Ausbildungsmöglichkeiten bereitgestellt werden.
[bookmark: ltl15]15. 
Die Einheitlichkeit der volljuristischen Ausbildung ist wiederherzustellen.
Begründung: 
Aufgrund der Experimentierklausel des § 5 b DRiG sind gegenwärtig verschiedene Modelle der sog. einstufigen Juristenausbildung in der Erprobung. Es muß rechtzeitig dafür Sorge getragen werden, daß mit dem Ablauf der Erprobungsphase am 15.9.1981 wieder eine einheitliche volljuristische Ausbildung - ein- oder zweiphasig - im gesamten Bundesgebiet gewährleistet ist; eine Verlängerung der Experimentierphase ist nicht vertretbar. Ein längeres Auseinanderlaufen der volljuristischen Ausbildung gefährdet die notwendige Vergleichbarkeit der Qualifikationen und beeinträchtigt damit die Chancengleichheit für den Zugang zum Richteramt.
[bookmark: ltl16]16. 
Der Zugang qualifizierter Volljuristen mit anderweitiger mehrjähriger Berufserfahrung zum Richteramt soll weiterhin möglich sein.
Begründung: 
Da der Richter die Lebenswirklichkeit abgewogen und zutreffend beurteilen muß, ist eine vorherige anderweitige Berufstätigkeit und die dabei gewonnene Lebenserfahrung für die Qualität der Rechtsprechung nur von Vorteil. Auch kann von einem Richter, der im Berufsleben bereits Verantwortung getragen hat, besondere Überzeugungskraft ausgehen.
[bookmark: ltl17]17. 
Der Bewerber für das Amt eines Richters muß die Gewähr dafür bieten, daß er jederzeit für die freiheitlich-demokratische Grundordnung eintritt.
Begründung: 
Richter kann nicht werden, wer sich die Ziele von verfassungsfeindlichen Gruppierungen zu eigen macht. Die aktive Verfassungstreue ist ein gesetzliches Qualifikationsmerkmal.
[bookmark: ltl18]18. 
Die Erprobung der Richter vor ihrer Berufung auf Lebenszeit ist beizubehalten.
Begründung: 
Auf Lebenszeit berufene Richter sind grundsätzlich unabsetzbar. Deshalb ist es notwendig, vor ihrer Berufung ihre Eignung zum Richteramt festzustellen. Dazu ist eine längere Erprobung bei eigenverantwortlicher Ausübung eines Richteramtes erforderlich. Die nach geltendem Recht vorgesehenen Mindesterprobungszeiten (Richter auf Probe drei Jahre, Richter kraft Auftrags zwei Jahre) haben sich bewährt und sind deshalb beizubehalten. 
Ein Richteramt ausschreiben: (def.) ausschreiben Vb. ‘herausschreiben, (eine vakante Stelle u. dgl.) bekanntgeben, nicht abkürzen’, mhd.ūʒschrīben ‘herausschreiben, bekanntmachen’.
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Den Präsidien der Gerichte sollen höchstens acht Richter angehören, die bei den Kollegialgerichten zu gleichen Teilen aus der Zahl der Vorsitzenden und der beisitzenden Richter gewählt werden. Der Präsident oder Direktor des Gerichts ist geborenes Mitglied des Präsidiums. Das Verfahren für die Wahl zu den Präsidien ist aufgrund der inzwischen gewonnenen Erfahrungen zu verbessern.
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